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Ans 


Deutſchland. 

D Berlin, 24. September. Nach Ernennung des jetzigen 
Präfidenten des Bundeskanzler-Amtes Delbrück war ſchon in einer 
Berliner Korreſpondenz der „D. Allg. Ztg.“ dem Grafen Bismark 
der Plan aufoltrogirt worden, durch 
ſten Beamten aus den preußiſchen Miniſterten zu Mitgliedern des 
Bundesraths und mit Hülfe des Bundesraths den Einfluß der Reſ⸗ 
jertminifter in den wichtigſten Regierungsangelegenheiten zu be⸗ 
ſchränken. Schon damals hatte ich Veranlaſſung genommen, dieſe 
unbegründete Kombination zu widerlegen und darauf hinzuweiſen, 
daß beiſpielsweiſe in Militärangelegenheiten, die doch einen Haupt- 
theil der Bundesverwaltung bilden, das Schwergewicht nicht beim 
Bundesrath liegt, ſondern beim Bundesfeldherrn. Von einem Kom- 
petenzkonflilt zwiſchen Bundesrath und dem preußiſchen Reſſort⸗ 
Miniſtertum kann für dieſen Geſchäftskreis alſo gar keine Rede 
ſein. Die Ausſchußmitglieder für das Landheer, die Feſtungen und 
das Setweſen werden nach Art. VIII der Bundesverfaſſung nicht 
vom Bundesrath oder Präſidium berufen, ſondern vom Bundes- 
feldherrn ernannt. Der Abſchnitt XI der Bundes verfaſſung, Art. 
62 bie 65 und 68 enthalten noch weitere Befugniſſe des Bundes⸗ 
feldherrn. Aber auch bezüglich anderer Verwaltungszweige iſt daran 
zu erinnern, daß Graf Bismarck die Nothwendigkeit eines Zujam- 
mengehens des Bundeskanzlers mit den preußiſchen Miniſtern her- 
vorgehoben. In einer am 26. März gehaltenen Rede ſagte Graf 
Blemarck: „Es iſt Sache des Bundeskanzlers, ſich mit feinen Kol- 
legen, den preußiſchen Miniflern, in derjenigen Fühlung zu erhalten, 
daß er in erheblichen politiſchen Fragen weiß, wie weit er im Bun⸗ 
desrath gehen kann, ohne daß er der Unterſtützung des preußiſchen 
Geſammt-Minlſtertums verlustig geht“; ferner in einer andern an 
demſelben Tage gehaltenen Rede ſagte er: „Es iſt undenkbar, daß 
das Verhalten des Bundeskanzlers dauernd und in wichtigen Fragen 
des Elnverſtändnlſſes des preußiſchen Miniſteriume entbehren könnte.“ 
— Ein hleſiges Blatt, die „Poſt“, hat geſtern die Thatſache, eines 
früher gegen Einführung des einheitlichen Briefporto - Zarifs von 
einem Groſchen vom Finanzminiſter erhobenen Widerſpruchs und 
des jetzt bevorſtehenden Antrags auf Annahme dieſes Tarifs, mit 
der Borausſetzung zu erklären verſucht, daß der angeblich auch jetzt 
noch entgegenſtehende Wille des Finanzminiſters von dem Minifte- 
tial-Direftor Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Günther in deſſen Eigenſchaft 
als Mitglied des Bundes raths umgangen worden jet... Dieſe Be⸗ 
bauptung läßt ſich ſchon thalſachlich leicht widerlegen; denn dle 

eſezesvorlage wegen des neuen einheitlichen Brlefporto⸗Tarifs ſoll 

erſt dem Bundearath zugeben und iſt bis jetzt nur von dem 
dreußiſchen Miniſterlum ellen worden. Abgeſehen aber von 
den augemeinen Grunden gegen die Einbringung von Anträgen im 
Bundesratb ohne Zuſtimmung der Nefjortminifter hat faktiſch der 
Finanzminiſter feine Bedenken gegen den Eln⸗Groſchen-Tarif fallen 
laſſen, weil die Verhältniſſe ih geändert haben. Nach der bedeu- 
tenden Erweiterung des Poſtgebletes durch den Bund iſt der Erſatz 
des Ausfalls durch Steigerung der Pofteinnahmen mit Stcherheit 
zu erwarten, wobel eine Beſchränkung der Poftverwaltung auf das 
frühere preußiſche Staatsgebiet nicht in Ausſicht ſtand. — In meiner 
geſtrigen Korreſpondenz hatte ich gemeldet, daß eine Regultrung der 
Vermögens-Auseinanderſetzung mit König Georg von Hannover in 
Aus ſicht ſtehe. Die „Kreuzzeitung“ ging darin weiter und meldete 
ſchon den im Weſentlichen erfolgten Abſchluß nebſt Details der 
Verhandlungen und vereinbarten Abfindung. Nach näheren Infor- 
mationen dürfte die „Kr.⸗Z.“ doch den Thatſachen vorausgeeilt und 
die Zuſtimmung des Exkönig Georg nicht nur nicht erfolgt, ſondern 
nicht einmal mit Gewißbelt oder Wahrſcheinlichleit zu erwarten 
ſein. Auch im Fall fernerer Ablehnung der von Preußen gemach⸗ 
ten Vorſchläge wird jedoch die preußſſche Regierung eine Regelung 
der Vermögeneverhältniſſe eintreten laſſen, damit endlich die Ange- 
legenheit zum Abſchluß komme. 

Berlin, 24. September. Geſtern fand eine Sitzung des 
Ausſchuſſes des norddeutſchen Bundesrathes für Rechnungsweſen 
ſtatt, in welcher ein Antrag Sachſens wegen Annahme von Staats- 
papiergeld und Banknoten bel der Bundeskaſſe und den Kaſſen der 
Bundesverkehrsanſtalten, zur Berathung kam. . 

— Der Ausſchuß des norddeutſchen Bundesrathes für Juſtiz- 
weſen verſammelt ſich heute zur Seſtſtellung des Berichts über den 
Antrag auf Ernennung einer Kommiſſion zur Ausarbeitung einer 
gemeinſamen Civilprozeß⸗Ordnung. 5 

— ueber die geftrige Sitzung des Bundesraths if nach ble ⸗ 
ſigen Morgenblättern Folgendes zu berichten: Den Vorſit führte 
der Bundeskanzler. Anſtatt die Grafen Beust, der aus Geſund⸗ 
beitsrückſichten um ſeine Enthebung gebeten bat, iſt der Staats. 
miniſter von Kroſigk zum Bevollmächtigten für Sadjen-Meiningen 
ernannt worden. Der Entwurf des Geſetzes über die Verpflich 
tung zum Kriegsdienſt wurde durchberathen und mit den von dem 
Aus ſchuſſe befürworteten Aenderungen angenommen; desgleichen des 
Geſetes betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchffe. Der An- 
na Preußens, daß der Bundesrath ſich damit einverſtanden er- 
kläre daß das Präfioium mit Italien über den Abſchluß eines 
Schifffabrevertrages in Unterhandlungen trete, wurde angenommen 
und auf Empfehlung dee Ausſchuſſes zugleich das Präſidium er- 
ſucht, bei dieſen Verhandlungen dahin zu wirken, daß die Gültig⸗ 
keit des zwiſchen dem Zollverein und Italien am 31. Dez. 1865 
abgeſchloſſenen Handelevertrages auf ſämmtlicht Staaten des nord⸗ 
deutſchen Bundes ausgedehnt werde. 

Berlin, 24. Septbr. (Norddeutſcher Reichstag.) 7. Sitzung. 
— Abg. Aegidi für den Entwurf. Es fer Pf 3 15 
wie die in den weiteren Kreiſen des Volkes herrſchenden Geſinnungen, 
wie es in der Adreſſe geſchehen, zum Ausd ud zu bringen. Die ſüddeut⸗ 
ſchen Brüder müſſen erfahren, bah fie mit offenen Armen empfangen wer- 
den, wenn fie kommen wollen. — Abg. Günther (Sachſen) vermißt den 
Anlaß für die Adreſſe, zu welcher auch die Thronrede nicht auffordere. 


Ernennung der hervorragend⸗ 


zei daß wir das d Amen darauf gedrückt haben. 
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Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. Mittwoch. den 25. September. 


Redner ftößt ſich ebenſo wie der Abg. Ziegler an dem Eingang der Adreſſe, 
wiewohl er ſich nicht prinzipiell gegen die Bundesverfaſſung erklären will. 
Man ſoll nicht ſo unbedingt den Dank für eine bl, ausſprechen, 
welche aller konſtitutionellen Rechte ermangele. Der Süden, ſa 

ner, iſt mit hundert Adreſſen nicht zu gewinnen, wenn der Reichstag nicht 
mit allen Kräften, mit Unterordnung jedes auch des preußiſchen Intereſſes, 
den konſtitutionellen Bundesſtaat anſtrebt. Dem Auslande gegenüber ſei 


gt der Red⸗ 


es nicht der richtige Ton, welchen die Adreſſe anſchlage, wenn ſie von 
Zurückweiſung einer Einmiſchung ſpreche, ſo lange eine ſolche nicht einge⸗ 
treten ſei. — Abg. Braun (Wiesbaden) tritt Denjenigen entgegen, welche 
in der Bundesverfaſſung nur Mängel finden und dieſelbe für einen Mantel 
halten, der aus Löchern zuſammengeſetzt ſei. Das nationale Werk müſſe 
derelinquirt werden oder man müſſe ſich dazu eutſchließen, auf der gege 
benen Grundlage fortzubauen. Die Verhältniſſe hätten ſich mittlerweile 
ſchon geändert, wiewohl er vor den wirklichen Mängeln die Augen nicht 
verſchluͤeße. Die Früchte, welche die Verfaſſung bringe, treten jetzt ſchon zu 
Tage. Glaube man etwa, daß der ſelige Bundestag uns bis heute die 
Br igkeit gebracht haben würde? Hat dieſer Bundestag jemals ſich der 
auffabrteifeife angenommen? Was das Ausland Belle, fagt Redner, 
ſo werde daſſelbe durch die Adreſſe in keiner Weiſe provoctrt. Die deutſche 
Nation ſei niemals den Einheitsbeſtrebungen anderer Volker entgegengetre⸗ 
ten, wolle aber auch nicht unter den anderen allein das Aſchenbrödel fein, 
Das gleiche Recht verlange das deutſche Volk für ſich, wie es die anderen 
Völker in Anſpruch genommen haben. Die Adreſſe müſſe erlaſſen werden, 
wenn man auch fenber im parlamentariſchen Leben bezüglich der Mitwir⸗ 
kung bei politiſchen Angelegenheiten böſe Erfahrungen gemacht habe. Der 
pafftve Widerſtand dürfe nicht Platz greifen, man müffe mitrathen, wo 
man nicht mitthaten könne. Der Mangel der konſtitutionellen Rechte werde 
die ſüddeutſchen Brüder gerade nicht ſehr ſtutzig machen. Vor dem nord ⸗ 
deutſchen Konſtitutionalismus habe der Suddeutſche keinen ſehr großen Vor⸗ 
ſprung, wie er als Süddeutſcher konſtatiren könne. Man habe geſagt, man 
ſolle die Arme kreuzen und an die Arbeit gehen, ohne zu bedenken, daß 
man mit gekreuzten Armen nicht arbeiten könne. Redner empfiehlt die 
Annahme des Entwurfs. — Abg. Schaffrath iſt gegen Erlaß einer 
Adreſſe, für welche er den politiſchen Nutzen vermißt. Die Bewilligun 
des Etats ſei eine beredtere Adreſſe als der vorgelegte wortreiche Entwurf 
Die Adreſſe fer nicht zeitgemäß, man ſolle abwarten, bis die ſüddeutſchen 
Staaten einen Antrag auf Eintritt in den norddeutſchen Bund ſtellen wür⸗ 
den. Das Volk ſei nicht einverſtanden mit den Mitteln, durch welche die 
bisherigen Erfolge erreicht ſeien. Laſten und Koften ſeien die einzigen bis 
herigen Errungenſchaften. (Murren.) — Es iſt ein Antrag auf Schluß der 
General-Diskuſſton eingegangen, welcher ausreichend unter — wird. 
Correferent Graf Stolberg. Wernigerode: Einen Gedanken 


möchte ich nur noch hervorheben, weshalb ich einen ganz beſonderen Werth 
darauf lege, daß die Adre ämli il bei 
Verhandlungen über dieſ fe angenommen werde, nämlich weil bei den 
weil die 
haben, jo daß wir hoffentlich nicht wieder auseinander kommen werben; 
damit das engere und weitere deu 
Majorität im Hauſe feſtſteht und 
Alle, daß die Bundesregierungen 
den kann. Deutichland ſoll aber 
Majorität beſteht, die den Bundesre 


e die alten Parteiſtellungen vergeſſen worden find, 
erren von der nationalen Partei uns dabei die Hand gereicht 


Vaterland erkenne, daß eine große 

muͤthig zuſammengeht. Wir wiſſen 

machen werden, was gemacht wer⸗ 

wiſſen, daß hier im Reichstage eine 

{ ngen bei ihrem ſchweren Amte zur 

Seite ſteht. Nehmen Sie die Ad an, und vie Unterſchriften werden 

i und die Spezialdebatte eröffnet De Bo 

n und bie ebatte er 8 

Bei Al. I. . Abg. Nelchenſper er ein von ihm geſtelltes 

end. d bekämpft den betreſſenden Paſſus des Adreßentwürfs als 
unrichtig, überflüſſig und ſchädlich. 

Abg. Kantak: Schon im konſtituirenden Reichstage haben wir Pro⸗ 
teſt dagegen erhoben, daß wir Polen in den norddeutſchen Bund mit ein⸗ 
verleibt würden, es iſt dies aber trotzdem gegen unſern Wunſch und Willen 
und unter Verletzung der uns garantirten Rechte geſchehen. Die Einver⸗ 
leibung iſt thatſächlich vollführt; wir haben damals unſer Mandat nieder» 
gelegt; durch unſere Wiederwahl haben unſere Wähler ihre Uebereinſtim⸗ 
mung mit unſerm Verhalten ausgeſprochen. Als Abgeordnete der polni⸗ 
ſchen Bevölkerung legen wir Proteſt ein gegen den norddeutſchen Bund, 
nicht gegen ihn als ſtaatliche Bildung, ſondern als nationale Einheit. Und 


wenn wir trotzdem hier wieder Platz genommen haben, ſo geſchah es nur, 
um fein Mittel unverſucht zu laſſen, um auf geſetzlichem Wege das Recht, 
den Wunſch und Willen der polniſchen Bevölkerung zur Geltung zu bringen 


und ihre Intereſſen zu wahren. — Abg. Bebel (gegen Alinea 1): Nach⸗ 


dem beſchloſſen worden ift, eine Adreſſe anzunehmen, hätte ich auch erwar⸗ 


tet, daß man ſich darin an die wahren Thatſachen gehalten hätte, und da 
würde man gefunden haben, daß die deutſche Politik, die man hier ſo ſehr 
erhebt, keine ſo rühmens⸗ und lobenswerthe iſt. Ich muß mich überhaupt 
dagegen verwahren, daß der Reichstag im Namen der Nation ſprechen will. 
(Unruhe rechts. Glocke des Präſidenten.) — Präſident Dr. Simſon (den 
Redner unterbrechend): Und ich muß den Reichstag verwahren gegen den 
Ausſpruch des Hrn. Redners; es giebt kein anderes Organ der Nation, 
das die Nation in dem Maße zu vertreten berechtigt wäre, wie der Reichs 
tag. — Abg. Bebel: Wenn der Herr Präſident meine Motivirung erſt 
angehört hätte, würde er geſehen haben, daß ich im Rechte bin, da ich die 
Interpretation eines Herrn Vorredners zurückweiſen wollte, der den nord» 
deutſchen Reichstag als Organ der geſammten deutſchen Nation hinſtellen 
wollte — Präsident Simſon: Ich habe den Redner fo verſtanden, als 
ob er dem Reichstag die Vertretung des norddeutſchen Bundes abſprechen 
wollte. (Ruf links: Nein! Nein!) Um ſo beſſer. — Abg. Bebel (fort⸗ 
fahrend): Der norddeutſche Reichstag vertritt nur einen Theil der Nation. 
Wenn man in der Adreſſe fo ſehr die Vortheile und Erfolge des nord⸗ 
deutſchen Bundes hervorhebt, hätte man auch der Nachtheile und Verluſte 
mit ein Paar Worten gedenken ſollen. Und da wäre zunächſt zu beklagen 
geweſen der Verluſt Luxemburgs für Deutſchland. Der zweite Verluſt 
peht noch in Ausſicht, der Verluſt der Grenzmarken von Deutſchland, 
ef bie in go —.— — Ich kann mich deshalb mit der 
‚ ahrheitswidri i ; icht ein⸗ 
beränben erklären eitswidriger Weiſe Alles verherrlicht, nicht ein 
Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich nehme nur das Wort, um einem 
er auch vom Vorredner angeregten Irrthum entgegenzutreten, 
als > 4 Beh losgeriſſen wäre von Deutſchſand ſeit Begründung der 
norddeutſchen Verſfaſſung. Das if nicht richtig. Luxemburg befindet ſich 
noch ganz — derſelben Situation wie vorher; es hat noch dieſelbe Ver⸗ 
faffung, dieſelbe Dynaſtie wie früher. Nur das Garniſonrecht, welches der 
König von ee in Luxemburg hatte, iſt jetzt aufgegeben. Es iſt aber 
nicht wahr, S aß Luxemburg nun von Deutſchland losgeriſſen ſei oder eine 
ehe tellung jetzt einnehme, als nach Zerfall des deutſchen Bundes. 
enn der Herr Vorredner nun das Verlangen ausgeſprochen hat, daß wir 
wegen eine nnd Frage einen Krieg latte anfangen ſollen, ſo ſteht 
er mit feiner Anſicht ziemlich iſolirt da, und befindet ſich durchaus im 
Widerſpruch mit einem andern Vorredner, der die Adreſſe deshalb bekämpft 
hat, weil fie die Sicherheit des Friedens beeinträchtigen konnte Er wunſcht 
einen Krieg, geführt für einen geringeren Gegenſtand, als der ift, welcher 
durch die Adreſſe gewahrt werden oll. Er wollte die Nation in einen 
Krieg geſtürzt ſehen, um eines Garniſonrechts willen, das wir nicht einmal 
als zweifelloſes Recht aufehen konnten, ein Recht, das erloſchen war mit 
Auflöfung des Bundes und das gegen den Willen des Sonveräns nicht 


fortgeführt werden konnte. Wenn wir es deshalb vermieden, die Frage bis 


auf das Aeußerſte zu treiben, ſo verdient der König von Preußen noch den 
Dank der dentſchen Nation, daß er der naheliegenden Verſuchung, fein fieg- 


bei der früheren gemeinſchaftlichen Regierung des Herzogt 
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reiches Heer zu neuen Triumphen aufzurufen, widerſtanden hat. Die deut⸗ 
ſchen Fürften haben die Gewohnheit, ihre Heere ſelbſt in den Krieg zu 
führen und zu leiten. Sie kennen die Gefahren und Leiden des Krieges 
und ſehen in das brechende Auge des ſterbenden Kriegers; das würden fie 
aber nicht mit ruhigem Gewiſſen thun können, wenn ſie ſich ſagen müßten, 
daß der Krieg mit Ehren zu vermeiden geweſen wäre. Dieſe väterlich 
monarchiſche Regung war es denn auch, welche den König von Preußen 
bewog, der luxemburger Frage wegen, wodurch nicht unſere Unabhängigkeit 
bedroht und kein zweifelloſes Recht aufgegeben wurde, nicht Tauſende von 
Menſchen auf dem Schlachtfelde zu opfern; dieſe Verantwortung, welche 
vielleicht der Herr Redner und ſeine Geſinnungsgenoſſen tragen zu können 
meinten, glaubte er nicht übernehmen zu können. Dazu kommt, daß ein 
vollſtändiger Erſatz für den Verluſt durch die Neutraliſtrung des Gebietes 
und die hierfür gegebene Garantie gewährt worden iſt, was den Werth der 
Deſtung durchaus erſetzt. 

egen Al. II. ſpricht Abg. Schreck, iſt aber bei der zunehmenden 
Unruhe des Hauſes nicht verſtändlich. 

Gegen Al. III. ſpricht Abg. Mammen: Es iſt nicht zweckmäßig, 
bloß durch Phraſen eine Vereinigung mit Süddeutſchland anzuſtreben. 
Man möge lieber etwas thun und nachholen, was man im Frühjahr ver⸗ 
ſäumt, indem man die Verfaſſung in freiheitlicher Richtung aus baue. 
Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich habe bei der allgemeinen Diskuſſton 
nicht das Wort c lh weil es für den Vertreter der Regierung eine 
delikate Sache iſt, ſich über eine Adreſſe auszu 2 die die ungetrübte 
öffentliche Meinung der Regierung vorführen ſoll. Ich will aber hier nur 
mit ein Paar Worten die 1 der Regierung hierzu kennzeichnen, um 
Mißverſtändniſſen vorzubeugen. Wir ſehen in der Adreſſe die Zuſicherung, 
welche der Reichstag dem Süden, dem Auslande und den Bundesregierun⸗ 

en gegenüber abgiebt, daß die Regierungen in der Weiterverfolgung ihrer 

beutſchen Politik auf ihn rechnen können. Aber wir faſſen die ee nicht 
ſo auf, als ob der Reichstag die Regierungen zu raſcherer Aktion drängen 
wolle, als die Sache es erfordert, als ob dadurch ihr Handeln mehr be⸗ 
ſchleunigt werden ſolle, als forgfältige Erwägungen es gebieten. Wir un⸗ 
ſerer Seits glauben, daß jeder derartige Druck nicht nöthig ſei und wir 
würden uns dadurch vom Standpunkt der ruhigen Erwägungen nicht ab⸗ 
bringen laſſen. Aber wir ſind auch überzeugt, daß, wenn die deutſche Na⸗ 
tion, Süden und Norden, die Einheit wollen, keine deutſche Regierung, 
kein deutſcher Staatsmann ſtark genug, kein deutſcher Stagtsmann muthig, 
oder, ich möchte vielmehr jagen, kleinmüthig genug fein wird, um dies hin⸗ 
dern zu wollen. (Beifall.) Die Adreſſe wird nicht wollen, daß wir unſere 
reſervirte Haltung gegen den Süden verlaſſen; ein ſolcher Druck würde 
auch eher das Gegentheil dieſer Abſicht erreichen. 

Abg. Frhr. v. Raben au betont die Nothwendigkeit eines baldigen 
Anſchluſſes der ſüddeutſchen Staaten und beklagt, daß der in der zweiten 
heſſiſchen Kammer den Anſchluß Heſſens betrefferde Antrag von der erſten 
abgelehnt ſei in Folge der Erklärung des Großherzoglichen Miniſters von 
Dalwigk, daß Heſſeus Anſchluß aus Rückſicht für Preußen, dem dadurch 
Verlegenheiten bereitet würden, noch unterbleiben müſſe. — Bundeskanzler 


Graf Bismarck: Die eben eitirte Aeußerung des Großh. h. A 
minifters iſt mir damals entgangen, ſonſt würde 1 0 0 ee 


8 iſt m tgan auf diplomati 
Wege dieſe irrige Anſicht berichtigt haben. Ich kann — — da — 
Königliche Regierung der Großherzoglichen zu dieſer Aeußerung mit kei⸗ 
nem Worte Veranlaſſung gegeben hat. Wäre der gewünſchte Schritt 
damals erfolgt, ſo wären dadurch nicht für legenheiten ent⸗ 
ſtanden, ſondern höchſtens für die übrigen ſüddeutſchen Regierungen, deren 
Saane durch dieſen Vorgang erſchwert worden wäre. Der Berg Abg. 
Aegidi hat dies vorher mit Geſchick und Sachkenntniß ausgeführt. Ich er⸗ 
kläre nochmals, daß ich die Aeußerung des Großherzoglichen Miniſters in 


der erſten heſſiſchen Kammer als begründet und zutreffend nicht anſehen 


kann. — Abg. Dr. Braun bemerkt in Betreff der Grundrechte, daß ihre 
Einführung nirgend in der Welt ſo fanatiſchen Widerſtand gefunden habe 
wie gerade in Baiern. ( Heiterkeit.) 5 

Zu Minen V. des Adreßentwurfs verlangt Niemand das Wort. Zu 
Alinea VI. fühlt Abg. Hähnel (Kiel) ſich verflichtet, die Frage Nord⸗ 
chleswigs hineinzuziehen. Von der Abtretung war erſt nach dem Wiener 

rieden plötzlich die Rede, als einem Preiſe für die Annexion gleichzeitig 
mit der Miſſion des Fürſten Hohenlohe. Die Majorität dieſes Reichstages 
als eine preußiſche hat die Verpflichtung, zu beweiſen, daß ſie den Verlauf 
Nordſchleswigs um jeden Preis vermeiden will. 

Bundeskanzler Graf Bis marck: Von einer Miſſton des Prinzen 
Hohenlohe iſt mir, obwohl ich in jener Zeit ununterbrochen an 
Spitze der Geſchäfte geſtanden, nichts bekannt. Ein und, Hohenlohe war 

ums i 
zur Aſſiſtenz der dortigen Präſidiums beſchäftigt, eine Miffton 7 


gehabt. Das iſt eine Fiktion. Prinzipiell ſtehe ich nicht auf dem Boden 


des Vorredners. Ich halte eine Herrſchaft Deutſcher über wi 
Nationen, ich will nicht ſagen, eine Herrſchaft, er ein Per paar 
Deutſcher in demſelben Gemeinweſen mit ſolchen Nationen, die darnach 
ſtreben, ſich von dieſem Gemeinweſen abzulöfen, nicht für nützlich; mitunter 
aber iſt es nothwendig. In Polen iſt es nothwendig, wie ein Blick anf 
die Karte zeigt, und bei der Kenntniß der Geſchichte, die ich bei dem Herrn 
Vorredner vorausſetzen darf, wird die heutige Karte für ihn durch chtig 
fein und die Grenzen der alten Republik Polen wohl durchſcheinen laffen 
Die Schwierigkeit liegt für uns nicht in der Ceſſion von Dänen, die däniſch 
ſein wollen, an Dänemark, daß wir ablehnen wollen Danemark u geben 
was däniſch iſt, ſondirn in der Miſchung der Bevölkerung daß wir änen 
nicht an Dänemark zurückgeben können, ohne Deutſche mit zurückzugeben. 
Wohnten ſämmtliche Dänen anf einem Fleck an der Grenze und ſämmtliche 
Deutſche dieſſeits, ſo würde ich es für eine thörichte Politik halten, dieſe 
Sache nicht mit einem Strich zu Iäfen und den Diſtrikt an Danemark 
zurückzugeben. Ich halte es für eine einfache Folge derſelben Polikil, die 
wir in Deutſchland befolgen. Sie gegen die Polen zu befolgen, it un 
möglich nach der geſchichtlichen Entwickelung unjeres Staates. Auf den mit 
Pathos erhobenen Vorwurf gegen Preußen anworte ich, daß die Schleswig⸗ 
Holſteiner durch ihre dynaſtiſchen Intriguen ſelbſt ſchuldig find; ſie waren 
nicht vor Allem Deutſche, ſondern ihr Partikularismus war ihnen wichtiger. 
Dafür abzurechnen wird ſich eine andere Gelegenheit finden. (Beifall.) 
Zn Alinea VII. erhält Abg. Lasker das Wort, um die Verfaſſung 
gegen den Vorwurf zu ſchützen, als ſorge ſie nur um die materielle Frage 
des Magens. Die Gorge für ein gemeinſames Straf- und Civilrecht, für 
Schutz gegen Juſtizverweigerung, für Erweiterung des Budgetorechtes 
ideelle Aufgaben, die ganze Verfaſſung iſt voll von ihnen, die Adreſſe 5 
fie zuſammen unter dem Ausdruck geiftige und ſittliche Guter. Selbſt die 
reizügigkeit iſt nicht blos eine Frage für Handel und Verkehr. — Abg 
tammen: Das Ausgabe- Budget, des Etats des norddeutſchen Bundes 
beträgt 72 Millionen, davon find 66% Millionen der Kontrolle des Reichs ⸗ 
Bille ü 5 jetzt Ihre weiſe Sparſamkeit üben an 514 
Die Spezialdebatte iſt geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
— . sn ch lle 10 38 konſtatire nur, daß der Aug Lasker meh⸗ 
rere Aeu ‚ vo i 
es ben Mund g ey bat, n Andern gefallen citirt habe, m 
Man kommt zur immung. ivi . 
nung wird abgelehnt Gar a ee Ebenfalls N 
wird das Amendement Reichenſperger Die Abreife ſelbſt wird ſobe * 
namentlicher Abſtimmung mit 157 gegen 58 Stimmen angenommen. Do- 
gegen ſtimmten die Abgg. Ausſeld, Bebel, Dr. Becker (Dortmund), Becker 
(Oldenburg), Blum (Cöln), Dr. Bödel, v. Buchowsli, v. Chlapowslt 
(Koſten), Cornelv, v. Tzarlinsli, Duncker, Forſterling, Dr. Francke, Dr. 


* 


ühling, Gebert, v. Graeve, Günther (Sachſen), Hanel, v. Hammerſtein, 
arkort, Heubner, v. Hilgers, v. Jackowski, Jenſen, Jordan, Kantak, von 
Kirchmann, Knapp, Kraus, v. Kwilecki. v. Los, Dr. Löwe. Liebknecht, Mam⸗ 
men, v. Münchbauſen, Oehmichen, v. Radliewiez, Rang, Reeder, Reichen⸗ 
Herbe, Dr. Reincke, Richter, Riedel, Rohland, Runge, Ruſſel, Sachße, 
r. Schaffrath, Dr. Schleiden, Schreck, Schulz, Dr. Schwarze, Dr. von 
er Dr. Walde, Dr. Wigand, Dr. Wiggers (Berlin), v. Zehmen, 
iegler. 
Der Präſident erklärt, daß er die Entſchließung Sr. Majeſtät über 
eit und Ort des Empfanges der Deputation zur Ueberreichung ber Adreſſe 
einholen und demnächſt dem Reichstage davon Kenntniß geben werde. 

Der Präſident ernennt zu Referenten über den Laskerſchen Gejeg-Ent- 
wurf die Agg. v. Saltzwedell und Dr. Braun (Wiesbaden.) 

Schluß der Sitzung 1 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 1 Uhr. Tages⸗ 
ordnung; Wahlprüfungen. In der Sitzung am Freitag wird die Vorbe⸗ 
rathung über den Etat beginnen. 

anzig, 23. September. Die unter Kommando des Ka⸗ 
pitän-Lieutenant Przewiſinskt hier zur Reparatur eingetroffene Kö⸗ 
nigliche Dampfjacht „Grille“ wurde am Sonnabend außer Dienſt 
geſtellt. 

Hannover, 24. September, Nachmittage. In der heutigen 


Schiffe bereit zu ſtellen; man verſichert, die Flotte werde alsbald J dem Herrn Tieſſen geſtellten Antrages zurückgezogen, wird letzterer bei der 
Befehl erhalten, ſich an die römiſche Küfte zu begeben; auch ſollen Abſtimmung abgelehnt, der Antrag des Magiſtrats dagegen angenommen 


2 „und in Folge deſſen beſchloſſen, in die betreffende Kommi s jed 
bereits alle Anftalten getroffen fein, welche für den Fall einer Ein Serben ebenfalls zwei Mitglieder zu beputiven. C watden bie 


ſchiffung von Truppen erforderlich ſind. erven: Wavbow, Tieſſen, Calebow, Dr. : : 
Paris, 24. September, Abends. Der heutige „Abend- 2 Pigzchtv. r. Zachariae, Rind, Kleſch, daker 
moniteur" enthält eine Depeſche aus Florenz, welche meldet, daß Der ſeit dem Jahre 1850 penftonirte, 71 Jahre alte frühere Kir⸗ 


Garibaldi in Aſinalunga auf Befehl der italieniſchen Regierung —.— en 4 ae | — 5 5 


verhaftet iſt und zwar in dem Augenblicke, wo er die Grenze paſſi⸗ ] neuen Geſuche an die Versammlung gewendet, welches letztere dem Magt. 
ren wollte. ſtrat zur Aeußerung überwiefen wird. Der ablehnende Beſcheid gründet 
— —— ̃—é— ——- ů (ſſccch darauf, daß der Bittſteller durch Sjährigen Wohnſitz in Swinemünde, 
Pommern. wie angenommen iſt, bier fein Domizil verloren hat. — Zum Vorſteher 

Stettin, 25. September. Der Betrüger, welcher unter dem der 1. Armen -Kommiſſion wurde ſeines ſchriftlichen Proteſtes ungeachtet, 
Namen des „General Vetter“ ſeit einer Reihe von Wochen an ver⸗ der Kaufmann Brötzmann am Bohlwerk gewählt. Die Geſuche der 


Kaufleute W. Krüger und Ferd. Spiller wegen Entbind d 
ſchledenen Orten — fo auch, wie feiner Zeit gemeldet, in Stettin | Amte als N wurden dei —— geiegfiher 


— allerlei Prellereien verübt hat, iſt vorgeſtern in Neumarkt | Begründung abgelehnt und wird die Verſammlung bei allen Geſuchen 
(in Schleſten) verhaftet und als ehemaliger Kunftreiter Namens | wegen Dispenfation von der Verwaltung unbeſoldeter Kommunal⸗Aemter 
Emanuel Prinz, aus Breslau, entlarvt. * —5 — 8 — — er Weigerungen — — 
c wenigen genen peftten Masnahmen 

‚ men 

ſtaurateur Julien auf Elſſenshöh' ein Einbruch verübt. Die | verpflichtet, Reken Stellung zu lhemnehmen = 9 Jahre — zu 


Sitzung des Provinzlallandtages brachte v. Bennigſen unter ein ⸗ Diebe zaben di er „e befahl — 15 A. lg g 5 a 
alten. — Die Herren r, Kr 5 „ Bars 
fimmiger Unterſtützung der Verſammlung den Urantrag ein, an ien be en die vor dem Fenſter der Sp findlichen jene — nr e er, Krafemann, Lange und Sauerbier, Pat 


die Reglerung das Erſuchen zu ſtellen, fie möge den Domantal- eifernen Tralllen losgebrochen, find ſodann eingefiegen und Haben | ſammlung gewendet, in welchem it i 
Ablöſungsfonde der Provinz Hannover ale Provinzialfonds über- | Eine niht unbedrutende Menge von Borräthen der veeſchlevenſten 11 . Behenung Iriben van Der Beablsge 
welſen. In der Lotterie-Ungelegenheit beſchloß die Verſammlung, Art geſtohlen. . auſten Parzellen) a 

die Regierung zu erſuchen, die Ausführung der die Aufhebung der — Geftern bat ſich der bisherige Polizei - Kommifjarius in gleichzeitig bitten, die Verſammlung möge den Magiſtrat deranlaſſen, ihnen 
Landeslotterlen ausſprechenden Verordnung binauszuſchleben. Stargard, Herr Schuh macher, auf feinen neuen Poſten nach bis ich definitiven Entſcheidung der Sache die Seitens des Magiſtrate be 


Hannover, 24. September, Abends. (Priv.-Dep. d. B. Frankfurt a. M. begeben, um denselben am 1. k. M. anzutreten.] den. Der Referent, Herr W. Ko 
B.-3.) Der hannöverſche Provinzial-Landtag hat ſich gutachtlich — Auf dem heutigen Fleiſchmarkte fiel ein Mädchen mit | Antrages ſehr warm. Herr Syndikus Bisſebrecht zelt mit, daß die 
mit großer Majorität für das Fortbeſtehen der hannöverſchen und einem Teller in der Hand jo unglücklich über einen Stein, daß fie Königl. Regierung zugeſagt habe, die Sache bei den Herrn Ministern des 
osnabrückſchen Lotterie erklärt. ſich mit den ſcharfen Scherben deſſelben die Adern und Sehnen des Innern und des Handels nochmals zum Vortrage zu bringen und babe 


rankfurt a. M.,, 24. September, Abende. Das heutige linken Armes total zerſchaitt. Sie mußte zur Kur nach dem Kran- | Siruations- zeip. Bebauungsplan don Petrihof eingereicht. Seit jener 
„Amtsblatt“ publizirt eine Bekanntmachung des Oberpräſidenten kenhauſe geſchafft werden. 7 ſei er ohne weitere Racricht ‚über die Sachlage und werde zich die 
v. Möller, welche ankündigt, daß vom 1. Oktober an die König⸗ — Geſtern Abend iſt der Sohn des Kahnſchiffers Nagel | definitive Entſcheidung vorausſichtlich auch noch einige Zeit verzögern. Er 
liche Regierung in Wiesbaden in Wirkſamkeit tritt und gleichzeitig aus Marlenwerder zwischen der Baum- und Langenbrücke aus | peach indeſſen aus den ſchon früher dargelegten Gründen, wonach der 


die Königliche Adminſſtration der Landesregierung und des Finanz- einem Anhang (Boot) muthmaßlich über Bord gefallen und er⸗ a — — — en erf, wen Fe, 
tollegiums in Wiesbaden, ferner das Civilkommiſſartat und bie trunken. Den Anhang fand man heute früh am Packhofsbohlwerk | ob die Petenten einzeln beim Magiſtrat vorftellig werden und welche An 
Landesregierung in Homburg, ſowie das Clvilkommiſſariat in Frank- angebunden. träge letzterer ſodann bei der Verſammlung ſtellen werde. Herr Dr. Wolff 
furt aufgehoben werden. 


2 — Ein Theil des vor einigen Nächten bei dem Guts beſitzer betont, daß dieſe Angelegenheit nicht nur von Mitgliedern der Verſamm⸗ 
München, 24. September, Nachmittags. Die amtliche 


W. Schmiede auf Wendorf geſtoblenen Federvlehs, u. A. die Pabtihems fe en 3 er —— — 
„Baieriſche Zeitung" beſpricht die Veranlaſſung zu dem Seitens 
der Regierung dem Grafen Hegnenberg gemachten Anerbieten zur 


Perlhühner, find auf dem heutigen Wochenmarkt bei Händlern in | erwerber doch unrecht gehandelt habe und eine ſolche Anſicht ſchade jeden ⸗ 
—.— 3 worden. Gleichzeitig N N — kalt e a ee Ne Sr amt Ba en 
Uebernahme des Geſandtſchaftspoſtene in Berlin, indem fie die get udlern vorgefunden, die von einem erſt in der lezten Na ; en entwober de dienen det des en A 
Wichtigkeit dleſes . 1 Geelgnethelt des Er für | dei dem Ghaufjergelderheber zu Staffelde verübten Einbruch her⸗ Fan Me 2ER —.— its — — 
denſelben betont. Zuerſt habe Hegnenberg wegen Geſundheits und rührten. Nach Ausweis der Händler it dies Federvieh durch einen | daß das, was früher als ein Recht ausgesprochen, 1 —— als ein Uurecht 
Famillenverhältniſſe abgelehnt. Ein wiederholter Verſuch, Hegnen⸗ rt a. E. Persien Aufkäufer in ihre Hände a an N Ae beer 8 Referenten, get 
b Uebernahme des Poſtens zu bewegen, ſei um jo mehr ge- | gelang, Mu en gefahndet wird. ' f ieder der Verſammkung dus Ber. 
rciſerttgt Bere 5 45 De 1 wi an A 5 Stettin, 25. September. Aus der geſtrigen Stadtverord⸗ fahren des Magistrats für legal erkannt; er ſeinerſeite ſei auch jetzt noch 
‚ neten Sitzung berichten wir im Anſchluß an unſer Referat im Morgen nicht davon überzeugt, und er ftehe durchaus nicht vereinzelt mit jener 
baleriſchen Regierung im Weſentlichen vollkommen einverſtanden | gr Ri ; in i Anſicht da. Seiner Ausführung schließt ſich auch Herr Rind mit warmer 
blatte noch Folgendes: In Gemäßheit des vor einiger Zeit von den Herren F 2 > 
ſel. Hegnenberg halte ebenſo wie die leitenden Staatsmänner ein | Dr. Wolff, Steinicke und Neimarus gestellten Antrages: „Das Regle- | Veiuzwortung bes Antrages auf Zinsſtundung an. Die Abftimmung ergab 
Bündniß mit Frankreich, elne Hegemonie Oeſterreichs über Süd⸗ 
deutſchland, aber auch den ſofortigen unbedingten Eintritt Balerne 
in den norddeutſchen Bund für unzuläſſig. Die Fortſetzung der 
Verhandlungen habe indeſſen noch Gründe perſönlicher Natur er- 
A de 


nat del, 18. Juli 1859 über die @iuauerttrunpefat während einer Mo- | Me, Berwerfung dee dan dae des Lienen Auen mit 20 gegen 19 
bilmachung einer Reviſion zu unterwerfen“, bar Ks . — Hoff⸗ Stimmen, ebenſo die Ablehnung des Tieſſenſchen Antrages und 5 das 


mann auf Grund der vom Magiſtrat bei verſchiedenen anderen größeren vorliegende Geſuch demzufolge nun dem Magiſtrat zur abichlägigen Be 

Kommunen eingezogenen N einen umfaſſenden Bericht Are ſcheidung der Petenten überwieſen. — Wegen vorgerüdter Zeit wurden die 

beitet, in dem als Hauptprinzip aufgeſtellt ift, daß die Einquartirung im übrigen Berathungsgegenſtände von der Tagesorbuung abgeſetzt. 

Wege der Ausmiethung von den ſtädtiſchen Behörden geregelt und die Auf | |. in euere Der —- 
nauna = e zu unten direk⸗ 


geben, welche je ließlich dem Grafen enberg a des . en fädtijchen | „55 5 
Poſtens als un 5 haben erſ ee e ten Nommuünalſtener dwiger Werde Wer Magistra Hat nun in der Sach Stettin, 25. Er erg eegrerife,. Temperatur ＋ 
ſchließt mit dem Wunſche, daß es gelingen möge, die Dienſte des] noch keinen Veſchluß gefaßt, wünſcht vielmehr die Niederſetzung einer | > R. Wind: RW. ur 


fo reich begabten Mannes in einer geeigneten Stellung für den 
bateriichen Staat nutzbar zu machen. 

Munchen, 24. September, Nachm. In der beute erſchle⸗ 
nenen Probenummer der „Süddeutſchen Preſſe“ wird im Anſchluß 
an das bereits veröffentlichte Programm letzteres welter ausgeführt. 
Es wird ausgeſprochen, daß die Gründung eines ſüddeutſchen Bun⸗ 
des nur deshalb wenig Ausſicht auf Erfolg habe, weil man die 
einfachen Wege, auf denen die Erreichung dieſes Zleles möglich 


emiſchten Kommiſſion zur gründlichen Vorberathung der Angelegen- u ber, Börie 

beit. Herr Dr. Wolff ſprach fa im Allgemeinen de Wunsch des Weizen wenig verändert, loeo per 2125 Pfd. gelber 8696 bes, 

Magiſtrats aus. Der eigentliche Zweck einer Verſtändigung zwiſchen beiden | feiner 98—100 . bez, 83 -8öpfo. gelber September-Oktober 94, 93% 

ſtädtiſchen Behörden werde, wie die Erfahrung in früheren Fällen gelehrt, & bez., Oktober⸗November 90 x bez., Frühjahr 87 & bez. 

durch ſolche Kommiſſion entſchieden nicht erreicht. Der Magistrat möge | , Roggen ſchließt matter, pr. 2000 Wib. loco 68-73 bez. ; 

vr er Aud machen ws 1 08 * 1 4 — zur 74 4 bez, Säpfd 75 3 bez., September 72 , Od., September ⸗ Ok · 
unahme oder Amendirung vorlegen. Viel wichtiger wie die ommiſſions⸗ 

berathung, erſcheine es — 2 namentlich bei tief einſchneidenden Reformen, dember⸗Dezember 65%, 74 bez, 65 Br., Frühjahr 63, 621, bez. 

wie ſolche in der ſtädtiſchen Verwaltung jetzt mehrfach beabſichtigt würden 8 kehre loco per 70pfd. Oderbruch 46—4 leſt 

— daß nicht nur der Verſammlung, ſondern der ganzen Bürgerſchaft bis 50% K bez., geringe Neiſſer 50 % bez, oberſchleſiſche 50 —51 


el, nicht betrete. Zunächſt wäre ein gleichartiger Beſchluß der | Gelegenheit gegeben werde, über derartige Fragen ſich zu äußern, damit man | bez., mähriſche 5052 i bez. 
. Landtage zur unverzüglichen Einberufung eines Parla- die Öffentliche Meinung wirtlic tennen Lene, Er empfehle deshalb and in biet , . G. Si 5 dez, 47—5opfd. September Ok 
mentes des ſüddeutſchen Bundes, dann ein Entſchluß der ſüddeut⸗ diesem Falle bie Ablehnung des Magiftvatsantrages. Hr. Tieſſen Häll ben Erben A A ER ez 

{ Magiſtrats⸗Vorſchlag dagegen für eine mit Freuden zu begrüßende en es RG bez., Früh. Futter- 60 „ Br. 
ſchen Kabinette erforderlich, ihre diplomatlſche Vertretung zu kon- Neuerung. Die jezt vorgeſchlagene Kommiſſtons bildung babe den Zweck Winterraps 81-85 bez. 
zentriren. Die Ausführung würde von keinerlei äußeren Schwie- 5 a ee gewährten nr ng .. 1 — h 1 % 4 
rigkeiten umgeben ſein. Der notddeutſche Bund ſei in Wahrheit | Erfolg, als um Tine nen, n. denen der Magiſtrat zu der betreffenden eo 14824 — wa £ 

b t ti be. 1 Petroleum Kleinigkeiten 7½ m bez, bei Partien 7% 4 Br. 

kein Bund, ſondern nur ein unfertiger Einheitsſtaat. Es handle da get e gr 3 ecifaie fene anti 80 51 fe, Ion 11% Ma Sehlember-Dftober a 


ſich nicht um einen Anſchluß an denſelben, ſondern um eine Ein- 
verlelbung und Verſchmelzung. Es jet indeß nicht zu leugnen, daß 
die Hoffnung noch nicht ganz geſchwunden jet, auf friedlichem Wege 
eine dem nationalen Geifte und den Bedürfniſſen Europas beſſer 
entſprechende Geſtaltung der Dinge herbeizuführen; dazu ſel erfor⸗ 
derlich, daß Preußen auf die Unterſtützung der ruſſiſchen Pläne 
verzichtet und ſo die Möglichkeit einer Verſtändigung mit Oeſter⸗ 
reich und Frankreich geben wird. Die „Süddeutſche Preſſe“ werde 
die Aufgabe verfolgen, den deutſchen Gedanken an Stelle des 
preußlſchen zu ſetzen. Schließlich wird das Verhältniß des neuen 
Blattes zu der Regierung dargelegt, und ausdrücklich erklärt, daß 
die Regierung an dem Programm keinerlei Antheil gehabt, und 
daß lediglich das Zuſammentreffen des Entſtehens der „Süddeut⸗ 
ſchen Preſſe“ mit dem Aufhören der „Balerlſchen Zeitung“ erſterer 
Seitens der Reglerung eine Aufmerkſamkelt zugewandt habe, welche 
vielleicht nicht in dieſem Grade veranlaßt geweſen wäre, wenn das 


außerſt zweckmäßig; auch Herr Dr. Zachariä ift mit Herrn Tieſſen und bez, 11% Br. Sttober-November 11Y, Ag Br., April-Mai 119, 9% Br. 
dem Referenten einverſtanden, wobei 2 noch beſonders hervorhebt, daß auf Spi ritus wenig verändert, loco ohne Faß 22 ½ 94 bez, Septem⸗ 
dieſe Weife ſpätere Konflikte zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten am Ds 216 „ . Br., Septbr. Okteber 217% % bez., ½ Gd., Oktober⸗ 
ſicherſten vermieden würden. Nach einer Schlußerklärung des Hrn. Bür⸗ ovember 19 % Br. u. Gd., Frühlahr 18 ½ 4 Gd. 
germeiſters Sternberg wurde der Magiſtratsantrag mit großer Majori⸗ ‚Regufirungspreife: eizen 99, Roggen 72, Rüböl 11%, 
tät angenommen. Es ſollen aus jeder Abtheilung zwei Mitglieder in Spiritus 21%. 
b 1. O. Gul Fuge, Br. J 5 a I lee Naber und 25 Weizen 88—96 Nene 1018. Gerſte 44-50 . Exbien 
ur . 5 i v e er und Ren⸗ ag: D here erſte 44— k 
e 2 66, nn Peer 30-38 2 per a8 war, See pr 
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